Preußiſche Geſetz ammlung 


Tag Inhalt: Seite 
17. 3. 29. Geſetz über das Flaggen durch Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. 23 

6. 8, 29. Verordnung zur Abänderung der Verordnung über die Erhebung der Beiträge zur Landwirtſchaftskammer 
r e . kd y en 23 


Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, 
e e HE 


(Nr. 13404.) Geſetz über das Flaggen durch Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. Vom 17. März 1929. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Artikel. 

() Die Beflaggung der Dienſtgebäude, der zum öffentlichen Gebrauche beſtimmten Gebäude 
und ſonſtigen Einrichtungen der Gemeinden und Gemeindeverbände ſowie der öffentlichen Straßen 
und Plätze als ſolcher gehört als Angelegenheit der Landeshoheit zu den örtlichen Geſchäften der 
allgemeinen Landesverwaltung. Das gleiche gilt für die Gebäude der nicht vom Staate allein unter- 
haltenen öffentlichen Schulen. Auch das Flaggen durch die übrigen Körperſchaften des öffentlichen 
Rechtes unterliegt der Beſtimmung durch das Staatsminiſterium. 

E) Für die Religionsgeſellſchaften beſteht keine Verpflichtung zur Beflaggung. Unberührt 
bleibt ihr Recht, ſelbſtändig darüber zu beſtimmen, ob und wann ihre eigenen Flaggen entweder 
allein oder neben anderen vom Staatsminiſterium zugelaſſenen Flaggen zu zeigen ſind. Für 
Schulgebäude, an denen Religionsgeſellſchaften teilhaben, verbleibt es bei der Beſtimmung des 
Abſ. 1 Satz 2. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 17. März 1929. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Becker. Grzeſinski. 


(Nr. 13405.) Verordnung zur Abänderung der Verordnung über die Erhebung der Beiträge zur 
Landwirtſchaſtskammer für die Provinz Oſtpreußen. Vom 6. März 1929. 


Auf Grund des § 18 Abſ. 1 des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894 
(Geſetzſamml. S. 126) in der durch die Geſetze vom 16. Dezember 1920 und 22. Mai 1923 


(Geſetzſzamml. 1921 S. 41, 1923 S. 267) abgeänderten Faſſung wird verordnet, was folgt: 


Artikel 1. 
Die Verordnung vom 16. März 1928 (Geſetzſamml. S. 29) wird wie folgt geändert: 
1. Der letzte Halbja des § 2 erhält folgende Faſſung: 
daß ein Beitragsſatz von 1 vom Tauſend des Einheitswertes einem Beitragsſatze von 
6,15 vom Hundert des Grundſteuerreinertrags gleichzuſetzen iſt. 
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2. Der 8 3 erhält folgende Faſſung: 
Für die nach dem Grundſteuerreinertrage heranzuziehenden Beſitzungen verbleibt 
es hinſichtlich der Beitragsberechnung bei der Abrundungsvorſchrift im § 2 Abſ. 1 der 
Verordnung vom 26. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 121). Im übrigen wird die 
genannte Verordnung aufgehoben. 


Artikel 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Sie hat auch für die von der 
Landwirtſchaftskammer am 18. Januar 1929 beſchloſſene Umlage Geltung. 


Berlin, den 6. März 1929. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Steiger. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Dezember 1928 
über die Genehmigung eines Nachtrags zur Satzung des Berliner Pfandbrief-Amts 
(Berliner Stadtſchaft) 
durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 6 S. 65, ausgegeben am 9. Februar 1929; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. Januar 1929 
über die Genehmigung eines Nachtrags zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kur⸗ 
und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts 
durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 11 S. 61, ausgegeben am 16. März 1929; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Februar 1929 
über die Genehmigung von Anderungen der Satzung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 9 S. 81, ausgegeben am 2. März 1929; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Februar 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Saarburg für den Bau der 
Teilſtrecke von Sinz bis zur Provinzialſtraße bei Oberleuken der Durchgangsſtraße Wies — 
Sinz—Oberleuken—Orſcholz 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 9 S. 21, ausgegeben am 2. März 1929. 
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